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Heute im Präsidium des Gemeindetags:

Gemeindetag will leistungsorientierte Besoldung

Föderalismusreform ermöglicht Verschlankung des Beamtenrechts

Gemeinden brauchen mehr Gestaltungsfreiheit
Stuttgart.   Eine Verschlankung des Beamtenrechts und eine grundlegend leistungsorientierte Neuordnung des Besoldungsrechts erwartet der Gemeindetag. Mit der am 1. September 2006 in Kraft getretenen Föderalismusreform wurde das Land zuständig für die entsprechende Gesetzgebung. Das Tarifrecht gilt dabei als Wegbereiter eines modernen Dienstrechts für die Beamten.

„Die Kommunen brauchen mehr Gestaltungsspielraum für eine noch stärker leistungsorientierte Personalpolitik bei ihren Beamten. Ich glaube, dass wir uns in der grundsätzlichen Zielsetzung mit der Landesregierung einig sind,“ sagte Gemeindetagspräsident Roger Kehle im Präsidium seines Verbands.

Die Regelungen des Beamten- und Besoldungsrechts seien bisher stark am Bedarf des Bundes und der Länder ausgerichtet. Sie würden der völlig anderen Funktion der Beamten in Kommunen, wo sie vorwiegend in Leitungsfunktionen eingesetzt seien, nicht immer gerecht.

Besoldung mit Leistungsvariable

In die Beamtenbesoldung müsse eine Leistungsvariable als regulärer Besoldungsbestandteil eingeführt werden. Die Besoldung solle, ähnlich wie bei Tarifbeschäftigten, von Alter und Familienstand weitgehend unabhängig gestaltet werden. Das Besoldungsrecht müsse die Wettbewerbsfähigkeit der kommunalen Dienstherren am Arbeitsmarkt stärken, etwa durch regional differenzierte Gehälter.

Die Kommunalverwaltung brauche ein stark am Tarifrecht orientiertes System der Leistungsvergütung mit ausschließlich leistungsbezogenem Aufstieg und Leistungsprämien nach Leistungsbeurteilung oder Zielvereinbarung. Der Einsatz der verschiedenen Instrumente müsse weitgehend den einzelnen Städten und Gemeinden überlassen werden.

Der Personalaustausch zwischen Privatwirtschaft und öffentlichem Dienst werde durch die unterschiedlichen Altersversorgungssysteme erschwert. Der Gemeindetag erwartet von einer Reform mehr Durchlässigkeit.

Vorleistungen erleichtern kostenneutrale Einführung

Die Einführung der Leistungsbesoldung solle kostenneutral und ohne komplizierte Überleitungsbürokratie erfolgen, so der Gemeindetag. Der kommunale Landesverband weist aber auch darauf hin, dass es über Jahre hinweg bereits Einsparungen und Kostenreduzierungen bei der Beamtenbesoldung gegeben habe. Das erleichtere jetzt den Systemwechsel.

Gemeindetag Baden-Württemberg, Panoramastraße 33, 70174 Stuttgart

Pressesprecher: Harald Burkhart, Tel. 0711.22572.33, mobil 0160.97272863

harald.burkhart@gemeindetag-bw.de  -  www.gemeindetag-bw.de

